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Commiſſionsbericht der erſten Kammer

über den

dritten Titel des Preßgeſetzentwurfs

namentlich

über das Preßverfahren .

Erſtattet von dem Geh. Rath Freiherrn von Rüdt .

Durchlauchtigſte ,
Hochgeehrteſte Herren !

Sie haben den Bericht Ihrer Commiſſion, über den erſten
und zweiten ; Theil des Preßgeſetzes , bereits vernommen , der
gegenwärtige , betrifft den drittel Theil deſſelben , über das
Prozeßverfahren bei Preßverbrechen und Preßvergehen , der
die Anſicht Ihrer Commiſſion , in gleicher Kürze , wie es der
bevorſtehende Schluß des Landtags gebietet , ausdrücken ſoll .Weil übrigens die Mittheilung der zweiten Kammer keine
vollſtändige Redaktion dieſes Theils des Geſſetzesentwurfs
enthielt , eine Verweiſung aber auf drei verſchiedene Hefte ,bei der Berathung ſelbſt , ſehr läſtig geweſen wäre , ſo iſt eine
Zuſammenſtellung des Entwurfs , wie ſie das Landtagsblatt
inzwiſchen gegeben , dem Berichte angeſchloſſen .

Wir beginnen mit dem P. 31 „ deſſen der frühere Bericht
zuletzt erwähnte , und welche in dem F. 42 „ zum Theil wört⸗
lich wiederholt wurde . Dieſer §. ſpricht die Regel aus , daßdie Preßverbrechen und Vergehen im Wege des Anklage⸗
prozeſſes verfolgt werden , und das Verfahren mündlich und
offentlich ſeie. Noch enthält derſelbe den Zuſatz , daß über
Schuld oder Unſchuld Geſchworne erkennen . Auch müſſenwir hier noch den §. 32 anführen , welcher ausſpricht , daßbis das Schwurgericht , welches nach §. 31 über Preßver⸗
brechen und Vergehen zu erkennen hat , ſeine Ausbildung
erhalten haben werden , die Beſtimmungen des Cap . 1 und 8
des dritten Theils gelten ſollen .
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Es hat die Commiſſion einſtimmig den Grundſatz
Deffentlichkeit und Müudlichteit , ſo wie die Anwendunt dez
Anklageprozeſſes , anerkannt , es glaubt dieſelbe ferner , daß
die Einführung von Geſchwornengerichten , welche über

Schuld und Unſchuld erkennen , mit der Erhaltung einer freien
Preſſe in nächſter Verbindung ſtehe , und daher recht bald er⸗

wartet werden dürfte . Allein ſie glaubt bei Würdigung der
in dem Regierungsvortrage enthaltenen Ausführung , daß

man der Regierung durch einen poſitiven Ausſpruch der Ein⸗

führung in dem vorliegenden Geſetze nicht gleichſam einen

Zwang auflegen ſolle , der ſich weder mit dem ihr zuſtehenden
Rechte der Initiative verträgt , noch im Einklange mit der

Lage der Sache ſteht . Die Regierung wird die Frage : ob und

wie die Geſchwornengerichte einzuführen , damit ſolche dem

Staat der Geſetzgebung und derKultur des Volkes angemeſſen ,
wie wir wünſchen , einer reifen und umſichtigen Prüfung
unterwerfen , und das Reſultat derſelben , das wie wir hoffen ,
den Wünſchen der Kammern entſprechen wird , den Ständen

bei ihrer nächſten Einberufung vorlegen , ohne daß es einer

beſondern Bedingung bedarf . Sie glaubt daher , daß der letzte

Satz des §. 31 , ſo wie er gefaßt iſt , nicht aufgenommen
werden ſolle , wogegen ſie einen , alle Beſorgniſſe beſeitigenden
Vorſchlag darin findet , daß , die Reviſton des ganzen dritten
Theils , auf dem nächſten Landtag , mit Rückſicht auf das

Inſtitut der Geſchwornengerichte , vorbehalten werden . Hier⸗
durch iſt die Regierung aufgefordert , ſich alsdann auszu⸗

ſprechen , ohne gerade im voraus zu weiterm verbunden zu

ſein , als wozu ſie ſich überhaupt nur verbindlich machen kann ,

die Kammern haben aber einen im Geſetze liegenden beſtimm⸗

ten Grund , um dann dieſe Einführung zur Entſcheidung zu

bringen . Der C. 31 ſcheint nicht dem zweiten , ſondern als
Einleitung dem dritten Theil paſſender anzugehören , wogegen

der F. 42 als Wiederholung wegfällt , und der S. 32 wird

mit dem C. 31 zweckmäßig verſchmolzen werden können .

Die Commiſſion traͤgt darauf an , mit dem §. 30 den zwei⸗
ten Theil zu ſchließen , den §. 32 und 42 zu ſtreichen , ſodann
dem dritten Theil ,

der vom Prozeßverfahren bei Preßverbrechen und Preß⸗

vergehen handelt ,

zunächſt als Einleitung den §. 31 , in folgender Faſſung ein⸗

zuverleiben .



§. 31 . Die ſtrafrechtliche Verfolgung , der durch die Preſſe
oder andere ihr gleichgeſtellte Vervielfältigungsmittel (§. 2)
verübter Vergehen und Verbrechen , geſchieht im Weg des

Anklageprozeſſes .Das Verfahren iſt öffentlich und münd⸗

lich . Der Titel III , ſoll jedenfalls beim nächſten Landtag ,
mit Rückſicht auf das Inſtitut der Geſchwornengerichte ,
einer Reviſion unterworfen werden .

e
Von der Beſchlagnahme von Druckſchriften .

§. 33 —41 .
Die Vereinigung der Vorſchriften über die Beſchlagnahme

in einem beſondern Kapitel , welche nach dem Entwurf der

Regierung in verſchiedenen Stellen zerſtreut waren , erkennt
die Commiſſion als eine Verbeſſerung in der Form an .

Die Faſſung des §. 33 , in Verbindung mit dem nachfolgen⸗
den §. 34 und 38 verdient den Vorzug vor dem §. 11 , 12 und
49 der Regierung , indem ſie die Grenzlinie der Polizeigewalt
richtiger , und zwar mit Rückſicht auf öffentliche Intereſſen
bezeichnet , und die Vermengung mit der richterlichen beſeitigt ,
was beſonders , ſo lange noch die Trennung der Juſtiz von
der Polizei nicht ausgeführt iſt , von Werth ſcheint . Der
Juſtizbehörde ſteht hiernach überall das Erkenntniß zu , ob ,
mit Ausnahme der im §. 33 bezeichneten Fälle , eine Beſchlag⸗
nahme , auf welche der Antrag gemacht iſt , als rechtlich be⸗
gründet zuzulaſſen oder zu verwerfen , ſie hat ferner darüber
zu erkennen , ob die von der Polizeibehörde ( proviſoriſch ) ver⸗

W59
fortbeſtehen könne , oder wieder aufzu⸗

eben ſeie.

Hierdurch wird dem Mißbrauch polizeilicher Einſchreitung
undſeiner Folgen vorgebeugt , weil der Antrag vor dem

Richter , die Beſcheinigung einer Verletzung , und die Haftung
für den Schaden , welcher aus der Beſchlagnahme hervor⸗

gehen könnte , erfordert .

Die neu aufgenommene §§. 35 , 36 dienen zur Anleitung
des Richters .

Der . 40 erweitert den zweiten Satz des §. 12 des Re⸗

gierungsentwurfs , indem letzterer nur geſtattete , daß bei
unterbliebener Anzeige eines Beſchlags bei dem Gerichte , die

Aufhebung deſſelben verlangt werden könne . Es ſoll der von
der Polizeibehörde verfügte Beſchlag , von Rechts wegen ,
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ſeine rechtliche Wirkung verlieren , wenn nicht innerhalb drei

Tagen dem Impeſtraten die richterliche Beſtätigung oder Auf⸗

hebung deſſelben eröffnet worden iſt . Dieſe Vorſchrift muß
theils als eine Auffoderung für diePolizeibehörde zu ſchleuniger

Verfolgung und Einhaltung des gerichtlichen Wegs , theils
als ein kräftiges Schutzmittel gegen polizeiliche Einſchreitung
gebilligt werden , ſie wird zugleich den Richter zur Thaͤtig⸗
keit auffordern . Der am Ende beigefuͤgte Nachtheil , daß in

ſolchem Falle , dem durch Beſchlag Beſchädigten , der Erſatz

des Schadens und der Koſten aus der Staatskaſſe gebühre ,
iſt gerecht , da jeder durch die Handlung eines Dritten Be⸗

ſchaͤdigte, eine Anſprache auf Schadenserſatz hat , der Staat

aber für die Handlungen ſeiner Agenten , ſoweit ſie ſolche

Beſchädigung im Dienſt herbeiführen , einzuſtehen verbunden

iſt , vorbehältlich des Rückgriffs .
Die im C. 41 ausgeſprochene Ausnahme der allerdings

begründeten Regel , daß der richterlich erkannte Beſchlag nur

durch den urtheilenden Richter , mit dem Erkenntniß in der

Hauptſache wieder aufgehoben werden könne , rechtfertigt ſich
durch den im Geſetz enthaltenen Grund eines Irrthums des

Richters . Ohnedieß bleibt dem Impetranen die Berufung

vorbehalten .
Die Commiſſion trägt auf die unveränderte Annahme der

§§. 33 —41 , alſo des erſten Kapitels an .

Kapitel 2.

Vom Strafverfahren §. 42 —94 .

Der F. 42 wird , als Wiederholung des . 31 nach dem
früher bemerkten , wegfallen . Die §ö. 44 und 45 des Regie⸗

rungsentwurfs , welche nur als reglementar angeſehen wurden ,

ſind geſtrichen worden .

In dem §. 43 des neuen Entwurfs iſt eine Aenderung und
Zuſatz , nach Vergleichung mit dem . 46 der Regierung ein⸗

getreten , erſtere , indem nach dem inzwiſchen von den Kam⸗
mern angenommenen Geſetz wegen Ehrenkraͤnkungen , hinſich⸗

lich der Privatklagen , letzterer wegen der Klagen , welche we⸗

gen Beleidigungen auswärtiger Regenten und Regierungen ,

inländiſcher Staatsſtellen und Staatsdiener von dem Staats⸗
anwalt werden ſollen . Die den äußern Verhältniſſen hier

gewidmete Rückſicht , ſo wie die den Dienern , ſelbſt beiEhren⸗

kränkungen , ſo außerhalb des Dienſtes zugefügt wurden, hat
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den Beifall der Commiſſion . Der §. 46 bezeichnet als urtheilende

Gerichte die Hofgerichte ausſchließlich , und zwar in voller
Rathsverſammlung . Dieſe Beſtimmung , welche einerſeits
die Wichtigkeit bezeichnet , die man einer umſichtigen und

ſtreng collegialen Abwandlung aller und jeder Preßvergehen
einräumt , anderſeits die Angeſchuldigten wie der Verletzten ,

wegen gewiſſenhafter Würdigung ihrer Rechtfertigungs⸗reſp .
Klagegründe , beruhigt , wird , bis Schwurgerichte über Preß⸗

vergehen und Verbrechen erkennen , ohne Zweifel ihren Zweck

erfüllen .
Die §. 47 und 48 , welche die Ablehnung des unterſuchen⸗

den Richters oder einer urtheilenden Gerichtsperſon , wegen
Unfähigkeit oder Befangenheit , nach Vorſchrift der neuen

Civilprozeßordnung , geſtatten , ſetzen deren gleichzeitige Ein —

führung voraus . Da ſich die hohe Kammer hierüber noch
nicht ausſprechen konnte , ſo weiſen wir auf den §. 55 und

folgende des Kap . 1 von dem Gerichte und Gerichtsſtande
hin , mit der Bemerkung , daß dieſe zweckmäßigen Vorſchriften ,
ſoferne die Einführung des Ganzen noch aufgeſchoben würde ,
als eine Beilage zum Preßgeſetz , im Auszug mit ſolchem er⸗
ſcheinen ſollten , und deren Geſetzeskraft anzuerkennen wäre .

Dagegen muß ſich die Commiſſion gegen die Beſtimmung
des §. 49 , mit welchem die §§. 59 , 60 , 61 und §. 88 in Ver⸗

bindung ſtehen , erklären , welche der Entwurf der Regierung
nicht enthält . Es wird hierdurch dem Angeklagten , wenn der

Staatsanwalt die Klage erhoben , geſtattet , ohne Angabe der

Gründe ,die Hälfte der Richter einſchließlich des Präſidenten ,
bei dem Hof⸗ und Oberhofgericht abzulehnen , welche durch
Advokaten , oder andere Rechtsgelehrte , wenn erſtere in der
erforderlichen Zahl nicht vorhanden , durch das Loos , aber⸗
mals aber unter Einräumung einer Ablehnungsbefugniß ,
ſowohl für den Staatsanwalt als für den Beklagten , als

Erſatzrichter erſetzt werden ſollen . Ebenſo wird , wie ein Privat⸗
kläger vorhanden , dieſem und dem Angeklagten ein gleiches
Ablehnungsrecht zu ein Viertel eingeräumt .

Die Abſicht dieſer Beſtimmungen iſt , daß hierdurch der

Mangeleines Geſchwornengerichts einigermaßen erſetzt und
das Gericht in der Weiſe beſtellt werde , daß jeder Einfluß der

Regierung auf die Entſcheidung beſeitigt bleibe . Wenn die Com⸗
miſſion ſich für Einführung der Geſchwornengerichte erklärt
hat , ſo geht ſie dabei von der nothwendigen Vorausſetzung
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aus , daß ſolches ganz gebildet werde aus einer angemeſſenen
Zahl von angeſeſſenen Staatsbürgern , ohne Rückſicht auf
den gewählten Beruf , namentlich ohne Rückſicht , ob ſolche

Rechtsgelehrte ſind oder nicht , mittelſt einer durch geſetzliche
Beſtimmung normirten Auswahl , an welcher der Kläger und

Beklagte durch Ablehnung mitwirkt , weil es hierbei nicht

auf Rechtskenntniß , ſondern allein auf Unbeſcholtenheit ,
Unbefangenheit , und einer in der allgemeinen Bildungsſtufe
des Bürgers zu findenden Beurtheilung und zu faſſenden

moraliſchen Ueberzeugung über Schuld und Unſchuld ankommt .

Jetzt noch erkennen aber die obern und der oberſte Ge⸗

richtshof , denen weder die Staatsgewalt noch die Staats⸗

bürger das volle und wohlerworbene Recht auf Vertrauen in

ihrer Gewiſſenhaftigkeit und ſtrenge Rechtsanwendung ver⸗

ſagen können und dürfen , und denen wichtigere Rechts⸗
erkenntniſſe itber Leben und Freiheit und Vermögen der Staats⸗

bürger anvertraut ſind . Wenn die Preßverbrechen zum Theil

von eigner Natur ſind , nämlich politiſcher , deren Beurthei⸗

lung daher oft richtiger aus einem andern , als dem ſtreng

rechtlichen Geſichtspunkte ausgehen ſoll , weßhalb gerade

Geſchwornegerichte vorgezogen werden , ſo iſt , ſo lange unſere

Gerichtshöfe , die ausſchließlich mit Rechtsgelehrten beſetzt

ſind , darüber erkennen , nur dieſer anwendbar , und es kann ,

ſelbſt wenn ein Theil der Mitglieder abtritt , und wieder durch

Rechtsgelehrte erſetzt wird , dieſer Gerichtshof niemals ſeinen
Standpunkt verändern , noch anders , als nach Rechtsüber —

zeugung urtheilen , weil er aus ſeiner Sphäre treten würde.
Seine Erkenntniß umfaßt nicht allein den Ausſpruch über

Schuldig oder Nichtſchulig , ſondern auch die Beſtimmung
des höhern oder geringern Grads der Strafbarkeit , alſo die

Anwendung der Strafgeſetze . 3
Die vorgeſchlagene Einrichtung, abgeſehen von ihrer läͤſti⸗

gen Förmlichkeit , und der nicht Paſſenden Lage der einzelnen
Gerichtsperſonen , ſcheint aber auch darum ſchwerlich aus⸗

führbar , weil ſolche eine größere Zahl von Advokaten und

Rechtsgelehrten erfordert , als in der Regel vorhanden ſeyn

werden , wenn man nicht auf größere Entfernung und von
activen Stellen letztere abrufen will , was nicht geeignet ſcheint.

Des vergrößerten Koſtenaufwands iſt nur beiläufig zu

erwähnen .
Die Commiſſion hält demnach dafür , daß das aufgefundene
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Hülfsmittel , ein Geſchwornengericht zu erſetzen, nicht dahin
führe , weil es der weſentlichen Grundlage eines ſolchen nicht
entſpricht , daß hierdurch nur ein Mißtrauen gegen unſere

Gerichtshöfe erzeugt werden würde , was ſie nicht treffen
kann und darf , ſo lange im übrigen ihre Einrichtung und

Competenz unverändert bleibt . Sie trägt ſomit auf Streichung
des §. 49 und der mit ihm in Verbindung ſtehenden §ö. 59 ,
60 , 61 und 88 an .

In dem F§. 51 , welcher aus dem §. 58 und 59 des Regie⸗
rungsentwurfs entnommen , iſt eine Abänderung eingetreten ,
daß nämlich die geſchloſſenen Unterſuchungsakten , wenn der
Staatsanwalt klagt , nicht direkt dem Hofgericht , ſondern
dem Staatsanwalt überſendet werden ſollen . Dieſe Aenderung
dient zur Abkürzung , und beſteht auch nach andern Geſetzge⸗
bungen , weßhalb wir ſolcher beitreten , zumal da hiermit die

Beſtimmung des . 52 in Verbindung ſteht , wonach die An⸗
klage mit den Acten innerhalb 8 Tagen übergeben werden
muß .

Der §. 53 erweitert die Beſtimmung des F. 63 des Regie⸗
rungsentwurfs , indem auch dem Privatkläger geſtattet iſt ,
auf eine Vervollſtändigung der Vorunterſuchung bei dem Un⸗
terſuchungsrichter anzutragen , und weiter derſelbe ſeine An⸗
klage entweder ſchriftlich oder zum Protokoll bei ſolchem ab⸗
geben ſoll , welch ein und anderes als Verbeſſerung erſcheint .

In dem §. 62 , welcher der §. 65 des Regierungsentwurfs
iſt , wurde beigeſetzt , daß niemals dann eine geheime Sitzung
ſtatt finden ſolle , wenn es ſich um ein Vergehen gegen den
Staat oder die Staatsbehörde handelt . Da man hier anneh⸗
men kann , daß nicht wohl eine Verletzung der ſittlichen Schick⸗
lichkeit nach dem Gegenſtand vorkommen könne , und in dem
ſeltenen Fall die Wichtigkeit der Sache , ſo wie die Rückſicht ,
daß hier jedes Mißtrauen gegen die Unbefangenheit der Ge⸗
richtsperſonen vermieden werden muſſe , ein Opfer fordert ,
ſo glaubt man dieſen Zuſatz annehmen zu können .

Die So. 64 und 65 ſind aus den Sö. 67 und 68 des Regie⸗
rungsentwurfs hervorgegangen , mit einigen dem Verfahren
angemeſſenen Veränderungen . Es iſt hiernach dem Ange⸗
klagten geſtattet , nach Verleſung der Anklage , wenn er will ,
Vortrag zu halten , welcher oder ſein Anwalt auch bei dem
Ende der Verhandlung zuletzt das Wort hat . Dieſe Vorſorge ,
daß ein Angeklagter alle Befugniß zu ſeiner Vertheidigung
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erhalte , iſt gerecht . Aber auch der Staatsanwart jou jebes⸗
mal im Intereſſe des Geſetzes gehört werden . Dieſes mag
beſonders dann wohlthätig ſeyn , wo ein ſchwer verletzter
Privatkläger vielleicht nicht die Mittel zu Beſtellung eines
Anwaltes hat , oder ſelbſt einem an Talent uͤberlegenen Sach⸗

ie Beeidigung der Zeugen wird als Regel au

und zwar in der Gerichtsſitzung vor ihrer e
Privatklagen jedoch nur , wenn eine Parthei es verlangt .
Eine frühere Beeidigung durch den Unterſuchungsrichter iſt
nur in Ausnahmsfällen , wo nämlich ſolche nicht wegen zu
großer Entfernung oder Krankheit in der Gerichtsſitzung er⸗
ſcheinen können .

Eine frühzeitige Beeidigung , wie überhaupt eine Verviel⸗

fältigung derſelben , iſt nie rathſam , mithin möglichſt , in

geſetzlichen Beſtimmungen zu vermeiden , hier aber um ſo
mehr , als der Unterſuchungsrichter nur die Vorunterſuchung
führt , die eigentliche Verhandlung vor dem urtheilenden Ge⸗

richte oͤffentlich und mündlich ſtatt haben ſolle , mithin hier
erſt die Zeugen auf eine , nach Form und Inhalt rechtsgül⸗
tige Weiſe , ihre Ausſage niederlegen ſollen , und eine dop⸗

pelte Beeidigung durchaus nicht zuläſſig ſeyn kann .

Der F. 68 iſt neu , und verfügt , daß das Gericht keine

höhere Strafe erkennen kann , als diejenige , auf die der

Staatsanwalt oder der Privatkläger angetragen ; ſodann ,

daß von dieſen die Klage zurückgenommen oder aufgehoben
werden kann , gegen Vergütung des Schadens und der Ko⸗

ſten , welche in letzterem Falle die Staa ' skaſſe trägt .
Es gehen dieſe Beſtimmungen aus der Natur des Anklage⸗

prozeſſes hervor , und wird auf deren Annahme angetragen .

In dem F. 69 erſcheint der §. 71 des Regierungsentwurfs
mit einigen Abänderungen . Es ſoll nämlich der Präſident

des Gerichts mitſtimmen , und bei gleicher Stimmenzahl der

Beklagte losgeſprochen werden . Bei Verurtheilungen ſoll vor

Verkündigung des Urtheils die angewendete Geſetzesſtelle wört⸗

lich verleſen werden .

Solche ändern unſere bisherige Gerichtsordnung ab , es

läßt ſich jedoch nicht verkennen , daß ſie Gründe für ſich haben .

Durch erſtere wird die Stelle des Präſidenten beruhigender .
als wenn ihm bei Stimmengleichheit die Entſcheidung auf⸗

liegt . Eine Stimmenmehrheit iſt immer erforderlich , um die



128 —

Strafbarkeit eines Angeklagten anzuerkennen ; ſo lange ſolche

fehlt , muß er daher als nicht ſtrafbar erkannt angeſehen wer⸗

den . Die Verleſung der Geſetzesſtelle , in deren Anwendung
ein Strafurtheil ergeht , iſt den Foderungen derOeffentlichkeit
angemeſſen , und in der franzöſiſchen Geſetzgebung längſt be⸗

ſtimmt .
Die §§. 71 und 72 ſind aus der neuen Civilprozetzordnung

entnommen , und ſtehen dort als §. 1131 , 1132 .

In dem C. 73 , welches der §. 73 der Regierung , iſt eine

Ergänzung enthalten , da das Sitzungsprotokoll auch das

Weſentliche von den Zeugenausſagen und Geſtändniſſen ent⸗

halten ſolle , welche ſachgemäß ſcheint .
In dem G. 74 iſt eine weſentliche Veränderung des §. 74

des Regierungsentwurfs , indem das , in der Vorunterſuchung
abgelegte Geſtändniß , wie es in der Gerichtſitzung widerrufen

wird , nur die Kraft eines außergerichtlichen Geſtändniſſes
haben ſoll . Es iſt hierbei von der Anſicht ausgegangen , der
wir ſchon oben beitraten , daß nur dasjenige die volle Kraft
eines gerichtlichen Aktes genießen kann , was in der Gerichts⸗
ſitzung , unter dem Auge der Oeffentlichkeit , ausgeſagt oder

eingeräumt wird .
Der §. 77 , welcher auch §. 77 des Regierungsentwurfs

iſt , enthält eine Abänderung , welche die Folge der Streichung
der §§. 39 u. 40 war , da Ihre Commiſſion auf deren Herſtellung
mit einer Modification angetragen , ſo muß ſie auch hier dar⸗

auf antragen , den §. ſo zu faſſen :
„ Iſt der Angeklagte abweſend , und ſein Aufenthalt un⸗
bekannt , oder kann die Einhändigung der Vorladung
nicht an ſeinem Aufenthaltsort , oder endlich bei einem

angeklagten Fremden überhaupt nicht geſchehen , ſo iſt
die Vorladung unter Androhung der ꝛc. “

Bei dem C. 80 , welcher auch §. 80 des Regierungsent⸗
wurfs iſt , glaubt man die Herſtellung des letzterem enthal⸗
tenen , aber in der zweiten Kammer geſtrichenen Nachſatzes
in Antrag bringen zu müſſen , welcher dem gegen ein Ver⸗

ſäͤumungsurtheil hergeſtellten Angeklagten die durch die Ver⸗

ſaͤumniß veranlaßten Koſten hinweist . Als Grund der Strei⸗

chung , auf welchen der Commiſſionsbericht Nro . 45 . antrug ,
iſt angeführt , daß der Unſchuldige , wenn er rechtswidrig be⸗

langt wurde , auch für eine Verſäumung nicht mit Koſten
beladen werden könne . Zuvörderſt widerſpricht dieſe Theorie
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dem §. 66 , wo ein nicht erſchienener Zeuge oder Kunſtver⸗
ſtändiger , der nicht entſchuldigt iſt , in die Koſten der Tag⸗
fahrt verurtheilt werden ſolle , der doch auf jeden Fall nicht
mehr durch ſein Nichterſcheinen verbricht , als der Angeſchul⸗
digte . Sodann handelt es ſich nur um Erſatz von Koſten ,
welche durch das Nichterſcheinen verdoppelt , und an denen
in ſofern der Kläger keinen Theil haben kann , da die neue

Tagfahrt mit demſelben Aufwand nöthig iſt , der ihm heim⸗
gewieſen werden kann , und endlich erſcheint die Koſtenzah⸗
lung , hier wie bei Zeugen , als Strafe der Nichtachtung der

Ladung des Gerichts .
Statt des zu Folge des Entwurfs der Regierung beſchränk⸗

ten Reviſionsrechts an das Oberhofgericht ( §. 81 , 82 ) hat
die zweite Kammer dem Kläger und Angeklagten eine Ap⸗
pellation ohne Beſchränkung eingeräumt ( §. 81 ) weil es ſich
um die Entſcheidung über Schuld oder Unſchuld noch handle ,
alſo hier das Recht der Berufung nicht durch die Höhe der
erkannten Strafe ſich beſchränken laſſen könne .

§. 87 ſtellt abweichend von dem Antrag der Regierung
auch die Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des Verfahrens bei
dem Oberhofgerichte auf . Der Commiſſionsbericht der zwei⸗
ten Kammer hat Seite 48 die Gründe hierzu ausführlich dar⸗

geſtellt , welche auch wir anerkennen .
Der §. 88 . würde nach dem frühern Antrag zu ſtreichen ſeyn .

Nach dem Entwurf der Regierung war der Recurs zur
Gnade jeder Zeit zugelaſſen , die zweite Kammer hat dieſen
dahin beſchränkt , daß er nur dann zuläſſig ſeye , wenn die

Klage von dem Staatsanwalt von Amtswegen erhoben wor⸗
den , weil in andern Fällen , wo nämlich ein Privatkläger
vorhanden , alſo eine Privatſache , eine Begnadigung nicht

zuläſſig iſt . „ N
Bei dem §. 93 , wo das Wort Reviſion in Appella⸗

tion zu verwandeln , und dem F. 94 iſt nichts zu erinnern .

Es traͤgt ſonach die Commiſſion auf Annahme des 2. Cap.
mit den vorgeſchlagenen Veränderungen , und ſonach auf die

des Tit . III . an .

Der hierauf gefaßte Beſchluß der erſten Kammer iſt in fol⸗
gendem Berichte der zweiten Kammer enthalten .

9


	Seite 120
	Seite 121
	Seite 122
	Seite 123
	Seite 124
	Seite 125
	Seite 126
	Seite 127
	Seite 128
	Seite 129

